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Praxisbegehung

Behördliche Über-
wachung der Hygiene in
der Zahnarztpraxis
Jede Zahnarztpraxis kann auf Grundlage des Infektionsschutzgesetzes und der Gesundheitsdienstgesetze
von den örtlichen Gesundheitsbehörden sowie zur Kontrolle der Umsetzung des Medizinprodukterechtes
von der zuständigen Bezirksregierung besichtigt werden. Im Folgenden werden der Ablauf einer Begehung
und die Möglichkeiten dargestellt, sich systematisch vorzubereiten und beanstandete Mängel kurzfristig
zu beheben.

Dr. med. Peter Weidenfeller/Stuttgart

� Hygiene in der Zahnarztpraxis dient

der Vorbeugung von Infektionen bei der

Patientenbehandlung. Die infektionshy-

gienische Überwachung durch die Ge-

sundheitsbehörden nach § 36 Abs. 1 Infek-

tionsschutzgesetz (IfSG) ist eine amtliche

Kontrolle bezüglich der Einhaltung recht-

lich verbindlicher oder fachlich begrün-

deter Hygienevorschriften. Sie bedeutet

aber auch eine gezielte Unterstützung bei 

der Weiterentwicklung der hygienischen

Standards im Sinne von medizinischem

Qualitätsmanagement. Neben den Kam-

mern sind auch die KZVen bei der Quali-

tätssicherung im niedergelassenen Be-

reich engagiert und bieten hierzu ver-

schiedene Seminare, Fortbildungen und

Infomaterialien an, die man bei den regio-

nalen Gliederungen erfragen und zum Teil

über das Internet beziehen kann.

Rechtsgrundlagen und 
Vorbereitung der Begehung

Hygienische Anforderungen an die

Praxen leiten sich ab aus den Vorgaben

des IfSG, des Medizinproduktegesetzes

(MPG), der Medizinprodukte-Betreiber-

verordnung (MPBetreibV), der Biostoff-

verordnung, der Gesundheitsdienstge-

setze der Länder, der Vorschriften der Be-

rufsgenossenschaften, der RKI-Richtlinie

für Krankenhaushygiene und Infektions-

prävention (Anl. H 2 Zahnheilkunde) und

der technischen Normen für Sterilisation

und Desinfektion. Musterhygienepläne

und Empfehlungen von Referenzgremien

oder Hygiene-Instituten werden zur Beur-

teilung der hygienischen Qualitätssiche-

rung hinzugezogen. 

Bei Neubau einer Praxis und Umbau-

ten bestehender Räume wird das Ge-

sundheitsamt durch das Baurechtsamt

informiert, das es bei der Bearbeitung der 

Anträge durch seine fachliche Beratung

unterstützt. Maßgeblich sind dabei die

Beurteilung der Räumlichkeiten und We-

geführung (Bauplan) sowie der bauseiti-

gen Ausstattung von Wänden, Böden,

Lüftung und Sanitäreinrichtungen, ferner

das Tätigkeitsspektrum, insbesondere

der Eingriffskatalog beim ambulanten

Operieren und die Darstellung von Be-

triebsabläufen wie Geräte- und Instru-

mentenaufbereitung, Vorratshaltung und

Entsorgung. 

Erfolgt eine amtliche Begehung der

Praxis durch die Behörde anlassbezogen

im Rahmen einer Beschwerde oder plan-

mäßig auf der Grundlage des IfSG bzw. lan-

deseigener ÖGD-Gesetze, so kann die re-

gulär angekündigte und möglicherweise

gebührenpflichtige Besichtigung vom 

Praxisinhaber durch die Bereitstellung

von Dokumenten vorbereitet werden. Er

legt Unterlagen zu Logistik und Betriebs-

abläufen der Praxis, Tätigkeitsspektrum

und fachlichen Schwerpunkten, Personal-

schlüssel und Qualifikationen vor. Ferner

wird die Organisation des Betriebes darge-

stellt mit Wäscheversorgung, Praxisreini-

gung, Entsorgung, verwendeten Desinfek-

tionsmitteln, Sterilisationsverfahren und

zugehörigen Prüfunterlagen. Zudem sind

Angaben zum Hygienemanagement (Be-

rater, Schulungen, Hygieneplan) und in

MKG-/OP-Praxen zur Methode der statisti-

schen Erfassung möglicher postoperativer

Infektionen erforderlich. Einige Ämter ver-

senden auch Checklisten mit standardi-

sierten Fragen zur Betriebsorganisation,

die von der Praxis vorab oder während der

Begehung ausgefüllt werden.  
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�Unzureichende Instrumentenaufbereitung.


